
antwortung für die Sicherheit der Arbeiter bei der Aus­
übung ihrer Tätigkeit oblag in diesem Falle dem Ver­
urteilten Ku.
Das Bezirksgericht hat die strafrechtliche Verantwort­
lichkeit des Angeklagten insoweit deshalb bejaht, weil 
er auf Befragen des Zeugen R. eine falsche Auskunft 
gegeben und nichts unternommen habe, um die dadurch 
hervorgerufenen Gefahren für die Gesundheit und das 
Leben der beim Bau beschäftigten Arbeiter abzuwen­
den.
Richtig ist, daß sich der Angeklagte auch unter Berück­
sichtigung der Tatsache, daß sich der Zeuge R. bei sei­
ner Fragestellung unklar ausdrückte und es dadurch 
für den Angeklagten K. nicht eindeutig erkennbar war, 
welche Stelle der Zeuge meinte, objektiv fehlerhaft ver­
halten hat. Unter Berücksichtigung seiner Stellung und 
des erheblichen Unterschiedes in der Qualifikation zwi­
schen ihm und dem Zeugen R. hätte man von ihm 
erwarten können, daß er trotz seiner subjektiven Auf­
fassung, eine unter den gegebenen Umständen richtige 
und ausreichende Auskunft erteilt zu haben, näher auf 
die Frage des Zeugen eingegangen wäre. Dieses Erfor­
dernis ergibt sich — unabhängig von eventuell bestehen­
den Rechtspflichten — aus den auf dem 5. Plenum des 
Zentralkomitees der SED erneut herausgearbeiteten 
Prinzipien der sozialistischen Leitungstätigkeit, die in 
erster Linie eine Frage der Menschenführung ist. Jedoch 
stellt nicht jede objektiv fehlerhafte Handlung, die 
Schäden zur Folge hat, die bei richtigem Verhalten hät­
ten vermieden werden können, eine Rechtspflichtver­
letzung dar. Eine konkrete Rechtspflichtverletzung, ist 
aber Voraussetzung für eine strafrechtliche Verantwort­
lichkeit wegen Fahrlässigkeit. Die gegenteilige Auf­
fassung führt zur Entstellung des Wesens des sozia­
listischen Strafrechts, hemmt die Erziehung zu verant­
wortungsbewußtem Handeln und erreicht nicht die er­
forderliche Wirksamkeit im Hinblick auf den einzelnen 
und die Gesellschaft.
Der erkennende Senat ist derartigen Auffassungen 
schon wiederholt entgegengetreten und hat zuletzt in 
seiner Entscheidung vom 12. Februar 1964 —2 Zst 4/64 — 
(NJ 1964 S. 155 ff.) ausgeführt, daß eine Ausweitung 
der Verantwortlichkeit der sozialistischen Gesetzlichkeit 
widerspricht und in der Konsequenz dazu führt, daß 
das für alle Bereiche unseres gesellschaftlichen Lebens 
unabdingbare Prinzip der sozialistischen Verantwort­
lichkeit negiert und die weitere Entwicklung des Ver- 
antwortungsbewußtseins der Bürger nicht gefördert 
wird. Die Durchsetzung des Prinzips der sozialistischen 
Verantwortlichkeit auch mit den Mitteln des Straf­
rechts muß dazu führen, daß das Verantwortungs­
bewußtsein die Schöpferkraft, Initiative und die Bereit­
schaft, Verantwortung zu übernehmen, gefördert wer­
den. Deshalb darf — wie im vorliegenden Fall — nicht 
jedes in der gegebenen Situation objektiv notwendige 
und richtige Verhalten schon als Rechtspflicht und ein 
davon abweichendes Verhalten als Rechtspflichtver­
letzung beurteilt werden.
Darüber hinaus waren für die später erfolgten Kabel­
beschädigungen nicht die objektiv fehlerhafte Antwort 
des Angeklagten K. auf die Frage des Zeugen R. sowie 
das Unterlassen eines nochmaligen Hinweises des An­
geklagten G. auf das den B.-Weg kreuzende 10-kV- 
Starkstromkabel ursächlich. Für die Beschädigung der 
Kabel war in beiden Fällen kausal, daß die bauaus­
führenden Betriebe, der VEB Bau J. und der VEB 
Tiefbau, ohne Beachtung der in § 1 Abs. ^2 ASAO 631/1 
getroffenen Festlegungen die Ausschachtungsarbeiten 
durchführten.
Das Bezirksgericht hat die Angeklagten H. und G. mit 
Rücksicht auf die bei VEB J., VEB Sch. und VEB G. 
durch die Kabelbeschädigung vom 5. August 1963 ent­

standenen Produktionsausfälle auch nach § 1 Abs. 1 
Ziff. 2, Abs. 2 WStVO für schuldig befunden, weil die 
Angeklagten außerdem eine Gefährdung der Wirt­
schaftsplanung verursacht hätten. Auch für eine Ver­
urteilung der Angeklagten nach § 1 WStVO hätte fest­
gestellt werden müssen, daß sie schuldhaft ihnen ob­
liegende Rechtspflichten verletzt und dadurch den Pro­
duktionsausfall und eine Gefährdung der Wirtschafts­
planung herbeigeführt haben.
Aus den vorstehenden Ausführungen ergibt sich, daß 
eine Verletzung von Arbeitsschutzbestimmungen durch 
die Angeklagten H. und G. nicht vorlag. Die Angeklag­
ten haben jedoch auch keine weiteren sich aus ihrer 
beruflichen Stellungen ergebenden, für die vom Be­
zirksgericht zutreffend festgestellte Gefährdung der 
Durchführung der Wirtschaftsplanung kausalen Pflicht­
verletzungen begangen. Nicht richtig ist allerdings, daß 
das Bezirksgericht die Feststellung einer Plangefähr- 
düng in erster Linie aus der Höhe eines nur theoretisch 
errechneten Schadens hergeleitet hat. Die Entstehung 
eines Schadens ist für die Beurteilung der Frage, ob 
eine Gefährdung der Durchführung der Wirtschafts­
planung im Sinne des § 1 WStVO eingetreten ist, nur 
ein Kriterium. Ausschlaggebend war in diesem Falle, 
daß durch die Kabelbeschädigung die Produktion der 
drei volkswirtschaftlich wichtigen Betriebe für einen 
längeren Zeitraum ausgefallen ist. Deshalb geht auch 
die Auffassung der Verteidigung, die sich hierbei auf 
ein dem Senat überreichtes Schreiben des VEB J. stützt, 
fehl, daß deshalb kein Vergehen nach § 1 Abs. 1 
WStVO vorliege, weil trotz des vorübergehenden Pro­
duktionsausfalles der Plan erfüllt worden sei. Das 
Merkmal der P l a n g e f ä h r d u n g  beinhaltet nicht not­
wendig die Herbeiführung eines exakt feststellbaren 
Schadens bzw. die tatsächliche Nichterfüllung des 
Planes.
Das Urteil des Bezirksgerichts war im Wege der Selbst­
entscheidung gemäß § 292 Ziff. 4 StPO abzuändern; die 
Angeklagten K., H. und G. waren freizusprechen (§ 221 
Ziff. 2 StPO).

§§ 1, 9 Ziff. 2 StEG.
1. Die Dauer der Bewährungszeit nach § 1 StEG muß 
im richtigen Verhältnis zur Tat und zur Persönlichkeit 
des Täters stehen. Sie wird von den gleichen objektiven 
und subjektiven Umständen bestimmt wie die Höhe 
der bedingten Verurteilung.
2. Zum Absehen von Strafe nach § 9 Ziff. 2 StEG, wenn 
der Täter von sich aus die Fortsetzung strafbarer Hand­
lungen unterbunden hat.
BG Schwerin, Urt. des Präsidiums vom 26. Februar 
1964 - Kass. S3/63.
Das Kreisgericht hat den Angeklagten wegen Hehlerei 
(§ 259 StGB) zu einer bedingten Gefängnisstrafe von 
sechs Monaten verurteilt. Die Bewährungszeit ist auf 
drei Jahre festgesetzt worden. Dieser Entscheidung 
liegen im wesentlichen folgende Feststellungen zu­
grunde:
Der 47 Jahre alte Angeklagte hat Bäcker und Konditor 
gelernt. 1951 übernahm er eine Tätigkeit beim Konsum- 
Genossenschaftsverband Sch. und wurde Leiter des Re­
ferats Bäckerei. In dieser Tätigkeit leistete er eine 
vorbildliche Arbeit; unter seiner Leitung wurde die 
Produktion von Backwaren in der Qualität erheblich 
verbessert. Er setzte sich mit großem Fleiß und rast­
loser Einsatzbereitschaft für die Erfüllung seiner fach­
lichen und gesellschaftlichen Aufgaben ein und wurde 
dreimal als Aktivist ausgezeichnet.
Der Angeklagte hatte 1961/62 zeitweilig die Vertretung 
eines Kollegen in der Anleitung und Kontrolle des Kon­
sumfleischwarenwerkes Sch. wahrzunehmen. Dabei kam 
er mit dem ehemaligen Produktionsleiter R. und dem 
ehemaligen Obermeister P. in Verbindung. Beide Per-
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